
Am 21. Juli 2024 demonstrierten nach An­
gaben der Nationalpolizei 20.000 Menschen 
(nach Angaben der Veranstalter 50.000) in 
Palmas Zentrum. Über 100 Gruppen und Or­
ganisationen hatten zu dieser Demonstration 
eingeladen. Darunter auch Mitglieder und 
Anhänger der abgewählten Linksparteien, die 
sich die Stimmung der Demonstranten und 
die Bilder der Veranstaltung zunutze machen 
wollten. Sie krakeelten unter Taktvorgabe des 
ehemaligen linken Tourismusministers Iago 
Negueruela  besonders laut, um die Stimmung 
gegen die amtierende konservative Regierung 
anzuheizen. Pedro Marin, der Vorsitzende der 
Hoteliersvereinigung der Playa de Palma, rüg­
te dann auch: „Es ist bedauerlich, dass die­
jenigen, die in der letzten Legislaturperiode 
die politische Verantwortung trugen, als die 
Überfüllung der Insel ganz offensichtlich zu­
nahm, sich jetzt als diejenigen aufspielen, die 
den Wandel propagieren und damit aus der 
Demonstration politisches Kapital schlagen 
wollen“. Dennoch: Trotz sehr unterschied­
licher und divergierender Motive drückten die 
meisten Teilnehmer in friedlicher Form ihre 
Unzufriedenheit über die touristische Überfül­
lung und die Wohnungsnot auf den Inseln aus. 
Thematisiert wurden in Redebeiträgen und 
mit Plakaten die „illegale Ferienvermietung“, 
die dem Mietmarkt Wohnungen entziehe, der 

„Ausverkauf der Heimat“, die „Überfüllung der 
Städte und Strände“ und das beherrschende 
Problem der „Wohnungsnot“.
 
Die Politik unter Federführung der Minister­
präsidentin Marga Prohens hatte schon vor 
der Demonstration versucht, die Reißleine zu 
ziehen und die Proteste einzufangen. Prohens 
hatte einen Ausschuss für Nachhaltigkeit unter 
der Leitung des anerkannten Wirtschaftswis­
senschaftlers Riera einberufen, dem Vertreter 
von 140 Organisationen angehören. Dieser 
Ausschuss soll nicht nur Probleme auflisten 
und Lösungsvorschläge sammeln, sondern 
auch die notwenigen Daten als Entschei­
dungsgrundlage sammeln. Dies wurde zwar 
von der Opposition belächelt, ist aber notwen­
dige Voraussetzung einer seriösen Wohnungs­
politik. Wie soll man zukunftsfähige Lösungen 
präsentieren, wenn man nicht weiß, wie viele 
Wohnungen heute und in der Zukunft benö­
tigt werden, wie viele Wohnungen illegal ver­
mietet werden und wie viele Wohnungen leer 
stehen? Die Prohens-Regierung will sich durch 
die Arbeit des Ausschusses keineswegs Zeit 
zum Durchatmen verschaffen. Denn: Die Lö­
sung besteht nicht nur aus einem Weg, son­
dern aus einem Bündel von parallel laufenden 
Maßnahmen, die gleich nach Amtsantritt der 
PP-Regierung auf den Weg gebracht wurden.
 
Nach ungesicherten Angaben besteht auf dem 
Wohnungsmarkt der Balearen ein Wohnungs­
fehlbestand von 15.000. Was tut die Regierung, 
um diesen Fehlbestand auszugleichen?
 
Die Probleme des Overtourism und der Woh­

nungsnot verzahnen sich beim Thema der ille­
galen Ferienvermietung. Nach ungesicherten 
Zahlen und Regierungsangaben sollen Tau­
sende (nach Angaben von Tourismusminister 
Rodriguez handelt es sich um 10.000 bis 15.000 
Wohnungen und Häuser) von Wohnungen auf 
den Balearen illegal an Feriengäste vermietet 
werden. Klar: Dadurch werden diese Woh­
nungen dem normalen Mietmarkt entzogen. 
Gleich nach Amtsantritt hat der Regierung sich 
dieses Themas angenommen, die Zahl der 
Inspektoren auf 20 aufgestockt und Bußgeld­
verfahren eingeleitet. Zurzeit laufen 650 Sank­
tionsverfahren mit einer Sanktionssumme von 
derzeit 17 Millionen Euro. Zugleich wurde die 
Mindestsanktion bei der illegalen Ferienver­
mietung auf 40.000 € aufgestockt.
 
Ein weiterer Bereich, schnell neue Wohnungen 
auf den Markt zu bringen, ist die Behandlung 
des großen Leerstandes. Nach Schätzungen 
der Architektenkammer und der Bauträger­
verbände der Balearen sollen etwa 30.000 
Wohnungen auf den Balearen leer stehen. Der 
Leerstand ist in 2022 und 2023 aufgrund der 
Diskussion und Verabschiedung des neuen 
Wohnungsgesetzes durch die linke Zentralre­
gierung sprunghaft angestiegen. Dieses Gesetz 
schützt prekäre Mieter und Hausbesetzer in 
stärkerer Weise als die Eigentümer. Wenn säu­
mige Mieter oder Hausbesetzer Wohnungen 
nicht herausgeben, kann ein langer, zermür­
bender und kostenaufwändiger Rechtsstreit 
die Folge sein. Vorsichtige Eigentümer lassen 
deshalb ihre Wohnungen lieber leer stehen als 
sich diesen Zumutungen auszusetzen. Auch 
hier kommt die Regierung mit neuen Ideen in 

Form der „Alquiler Seguro – der sicheren Ver­
mietung“. Hier tritt der Staat als Garantiegeber 
auf, und zwar derart, dass er auf einen gede­
ckelten Betrag die Differenz zur üblichen Miete 
aus öffentlichen Mitteln bezahlt und dem Ver­
mieter weitere Garantien stellt.
 
Neue Wohnungen sollen auch durch baurecht­
liche Umwidmungen entstehen: Alte Hotels 
sollen zu Wohnraum umgerüstet werden, aus­
gediente Geschäftslokale sollen als Wohnun­
gen dienen und in den Städten sollen Quar­
tiere „verdichtet“ werden, zum Beispiel durch 
Aufstockungen und Verkleinerung der Wohn­
flächen des vorhandenen Bestands.
 
Und schließlich werden im Neubaubereich 
große Anstrengungen unternommen. Palmas 
Bürgermeister Jaime Martinez versprach den 
Bau von 1.200 Sozialwohnungen und 13.000 
weiteren Wohnungen, davon die Hälfte sub­
ventioniert und zu einem begrenzten Preis, 
in den nächsten 20 Jahren. Hierfür soll auch 
öffentliches Land im Wege des Erbbaurechtes 
an Bauträger zur Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum übertragen werden. Kurzum:  Die 
konservative Regierung hat die Probleme der 
Wohnungsnot nicht nur erkannt, sie packt sie 
auch mit einem Lösungsbündel an. Dafür kann 
man ihr nur Erfolg wünschen.
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Zu hohe Hypothekenzinsen? 
Unzufrieden mit Ihrer Bank?
Dann könnte eine Umfinanzierung auf Mallorca die perfekte Lösung für Sie sein! 
Bei Hypotheken ab 500.000 Euro erhalten Sie bei uns marktführende Konditionen und umfassende 
Unterstützung beim Wechsel zu Ihrer neuen Bank. Dank gesetzlicher Regulierung gestaltet sich 
dieser Wechsel größtenteils ohne zusätzliche Kosten für Vorfälligkeit etc.

Wechseln lohnt sich! 
Daniel Pires von SmartServicios© ist seit 2006 deutscher Finanzierungexperte 
für Deutsche auf Mallorca. Am Besten zu erreichen per finance@smart-servicios.com
oder via WhatsApp +34 629 94 08 28
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Top Konditionen: Jetzt zur Umfinanzierung
5-Jahres-Zinssatz bereits ab 2,35%

MASSENPROTEST GEGEN „OVERTOURISM“ UND
WOHNUNGSNOT UND WAS DIE REGIERUNG TUT


